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zu der von der Bundesregierung erlassenen Vierunddreißigsten 
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— Drucksache 7/4014 — 


A. Problem 

Stabilitäts- und währungspolitisch störende Liquiditätszuflüsse 
sind in letzter Zeit nicht mehr aufgetreten und vorläufig auch 
nicht zu erwarten. 


B. Lösung 

Die Genehmigungspflicht für die Verzinsung von Ausländer- 
guthaben bei inländischen Geldinstituten soll deshalb rück- 
wirkend ab 4. September 1975 aufgehoben werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Vorschlag 

Der Bundestag verlangt die Aufhebung der Verordnung nicht. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Zeyer 


Die Verordnung, die bereits in Kraft getreten ist, 
wurde vom Präsidenten des Deutschen Bundestages 
an den Ausschuß für Wirtschaft federführend zur 
Beratung überwiesen. Es handelt sich um eine so- 
genannte Nachlauf-Verordnung, bei der der Deut- 
sche Bundestag nach § 27 Abs. 2 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes die Aufhebung innerhalb einer Frist 
von vier Monaten nach Verkündung der Verord- 
nung verlangen kann. 

Die veränderte währungspolitische Lage gestattet 
die Aufhebung der Genehmigungspflicht für die 
Verzinsung von Ausländerguthaben bei inländi- 
schen Geldinstituten, da diese Beschränkung der 
Verzinsung bei dem im internationalen Vergleich 
niedrigen deutschen Zinsniveau nicht mehr erfor- 
derlich ist. 


Aufrechterhalten bleibt nur noch die Genehmi- 
gungspflicht 

— - für den Erwerb inländischer Geldmarktpapiere, 

— für den Erwerb von Inhaberschuld- und Order- 
schuldverschreibungen sowie Schuldbuchforde- 
rungen durch Gebietsfremde mit einer Restlauf- 
zeit bis zu vier Jahren, 

— für Pensionsgeschäfte mit Gebietsfremden mit 
einer Laufzeit bis zu vier Jahren, 

um nach wie vor mögliche kurzfristige Kapital- 
bewegungen in Grenzen zu halten. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem dem Bundestag zustehen- 
den Aufhebungsverlangen keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 30. September 1975 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Zeyer 

Berichterstatter 
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